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2. Indessen bleibt das vorliegende Übereinkommen nach 
Form und Inhalt jedenfalls in Kraft für die Mitglieder, die 
dieses, aber nicht das neugefaßte Übereinkommen ratifiziert 
haben.

A r t i k e l  11

Der französische und der englische Wortlaut dieses Überein­
kommens sind in gleicher Weise maßgebend.

(Übersetzung)

ÜBEREINKOMMEN 135

Übereinkommen 
über Schutz und Erleichterungen 

für Arbeitnehmervertreter im Betrieb

Die Allgemeine Konferenz der Internationalen Arbeits­
organisation,

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Arbeitsamtes 
nach Genf einberufen wurde und am 2. Juni 1971 zu ihrer 
sechsundfünfzigsten Tagung zusammengetreten ist,

nimmt Kenntnis von den Bestimmungen des Übereinkom­
mens über das Vereinigungsrecht und das Recht zu Kollek- 
tiwerhandüungen, 1949, das den Schutz der Arbeitnehmer 
vor jeder gegen die Vereinigungsfreiheit gerichteten unter­
schiedlichen Behandlung im Zusammenhang mit ihrer Be­
schäftigung betrifft,

hält es für erwünscht, diese Bestimmungen in bezug auf Ar­
beitnehmervertreter zu ergänzen,

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzunehmen betreffend 
Schutz und Erleichterungen für Arbeitnehmervertreter im 
Betrieb, eine Frage, die den fünften Gegenstand ihrer 
Tagesordnung bildet, und

dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form eines internatio­
nalen Übereinkommens erhalten sollen.

Die Konferenz nimmt heute, am 23. Juni 1971, das folgende 
Übereinkommen an, das als Übereinkommen über Arbeit­
nehmervertreter, 1971, bezeichnet wird.

А r t i к e 1 1

Die Arbeitnehmervertreter im Betrieb sind gegen jede Be­
nachteiligung, einschließlich Kündigung, die auf Grund ihrer 
Stellung oder Betätigung als Arbeitnehmervertreter oder auf 
Grund ihrer Zugehörigkeit zu einer Gewerkschaft oder ihrer 
gewerkschaftlichen Betätigung erfolgt, wirksam zu schützen, 
sofern sie im Einklang mit bestehenden Gesetzen oder Ge­
samtarbeitsverträgen oder anderen gemeinsam vereinbarten 
Regelungen handeln.

A r t i k e l  2

1. Den Arbeitnehmervertretem sind im Betrieb Erleichte­
rungen zu gewähren, die geeignet sind, ihnen die rasche und 
wirksame Durchführung ihrer Aufgaben zu ermöglichen.

2. Hierbei sind die Eigenart des in dem betreffenden band 
geltenden Systems der Arbeitsbeziehungen sowie die Erfor­
dernisse, die Größe und die Leistungsfähigkeit des betreffen­
den Betriebs zu berücksichtigen.

3. Die Gewährung solcher Erleichterungen darf das wirk­
same Funktionieren des betreffenden Betriebs nicht beein­
trächtigen.

A r t i k e l  3

Als „Arbeitnehmervertreter“ im Sinne dieses Übereinkom­
mens gelten Personen, die auf Grund der innerstaatlichen 
Gesetzgebung oder Praxis als solche anerkannt sind, und zwar

a) Gewerkschaftsvertreter, d. h. von Gewerkschaften oder 
von deren Mitgliedern ,bestellte oder gewählte Ver­
treter, oder

b) gewählte Vertreter, d. h. Vertreter, die von den Arbeit­
nehmern des Betriebs im Einklang mit Bestimmungen 
der innerstaatlichen Gesetzgebung oder von Gesamt­
arbeitsverträgen frei gewählt werden und deren Funk­
tionen sich nicht auf Tätigkeiten erstrecken, die in dem 
betreffenden Land als ausschließliches Vorrecht der Ge­
werkschaften anerkannt sind.

A r t i k e l  4

Durch die innerstaatliche Gesetzgebung, durch Gesamt­
arbeitsverträge, Schiedssprüche oder gerichtliche Entschei­
dungen kann bestimmt werden, welche Art oder Arten von 
Arbeitnehmervertretem Anspruch auf den Schutz und die 
Erleichterungen haben, die in diesem Übereinkommen vor­
gesehen sind.

A r t i k e l  5

Sind in einem Betrieb sowohl Gewerkschaftsvertreter als 
auch gewählte Vertreter tätig, so sind nötigenfalls geeignete 
Maßnahmen zu treffen, um zu gewährleisten, daß das Vor­
handensein gewählter Vertreter nicht dazu benutzt wird, die 
Stellung der beteiligten Gewerkschaften oder ihrer Vertreter 
zu untergraben, und um die Zusammenarbeit zwischen den 
gewählten Vertretern und den beteiligten Gewerkschaften und 
ihren Vertretern in allen einschlägigen Fragen zu fördern.

A r t i k e l  <5

Die Durchführung dieses Übereinkommens kann durch die 
innerstaatliche Gesetzgebung, durch Gesamtarbeitsverträge 
oder auf irgendeine andere, den innerstaatlichen Gepflogen­
heiten entsprechend^ Art und Weise erfolgen.

A r t i k e l  7

Die förmlichen Ratifikationen dieses Übereinkommens sind 
dem Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes zur 
Eintragung mitzuteilen.

A r t i k e l  8

1. Dieses Übereinkommen bindet nur diejenigen Mitglieder 
der Internationalen Arbeitsorganisation, deren Ratifikation 
durch den Generaldirektor eingetragen ist.

2. Es tritt in Kraft zwölf Monate nachdem die Ratifikatio­
nen zweier Mitglieder durch den Generaldirektor eingetragen 
worden sind.

3. In der Folge tritt dieses Übereinkommen für jedes Mit­
glied zwölf Monate nach der Eintragung seiner Ratifikation 
in Kraft.

A r t i k e l  9

1. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen ratifiziert 
hat, kann es nach Ablauf von zehn Jahren, gerechnet von dem 
Tag, an dem es zum erstenmal in Kraft getreten ist, durch 
Anzeige an den Generaldirektor des Internationalen Arbeits­
amtes kündigen. Die Kündigung wird von diesem eingetragen. 
Ihre Wirkung tritt erst ein Jahr nach der Eintragung ein.


